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Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident Dr. Müller und den Hofrat Dr. Strohmayer als

Richter sowie die Hofrätin Dr. Julcher als Richterin, im Beisein der Schriftführerin Mag. Peck, in der Beschwerdesache

des N V in S, vertreten durch Dr. Herbert PBanzl, Rechtsanwalt in 5020 Salzburg, Alpenstraße 54, gegen den Bescheid

der Landeshauptfrau von Salzburg vom 28. Juni 2010, Zl. 20305- V/14.709/4-2010, betreDend Beitragszuschlag gemäß

§ 113 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 ASVG (mitbeteiligte Partei: Salzburger Gebietskrankenkasse in 5024 Salzburg,

Faberstraße 19-23), den Beschluss gefasst:Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident

Dr. Müller und den Hofrat Dr. Strohmayer als Richter sowie die Hofrätin Dr. Julcher als Richterin, im Beisein der

Schriftführerin Mag. Peck, in der Beschwerdesache des N römisch fünf in S, vertreten durch Dr. Herbert PBanzl,

Rechtsanwalt in 5020 Salzburg, Alpenstraße 54, gegen den Bescheid der Landeshauptfrau von Salzburg

vom 28. Juni 2010, Zl. 20305- V/14.709/4-2010, betreDend Beitragszuschlag gemäß Paragraph 113, Absatz eins, ZiDer

eins und Absatz 2, ASVG (mitbeteiligte Partei: Salzburger Gebietskrankenkasse in 5024 Salzburg, Faberstraße 19-23),

den Beschluss gefasst:

Spruch

Die Beschwerde wird zurückgewiesen.

Der Beschwerdeführer hat dem Bund Aufwendungen in der Höhe von EUR 610,60 binnen zwei Wochen bei sonstiger

Exekution zu ersetzen.

Begründung

Mit dem angefochtenen, im Instanzenzug ergangenen Bescheid schrieb die belangte Behörde der C. GmbH gemäß

§ 113 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 ASVG einen Beitragszuschlag in der Höhe von EUR 1.300,--Mit dem angefochtenen, im

Instanzenzug ergangenen Bescheid schrieb die belangte Behörde der C. GmbH gemäß Paragraph 113, Absatz eins,

Ziffer eins und Absatz 2, ASVG einen Beitragszuschlag in der Höhe von EUR 1.300,--

vor.

Gegen diesen Bescheid richtet sich die vorliegende, Rechtswidrigkeit des Inhalts und Rechtswidrigkeit infolge

Verletzung von Verfahrensvorschriften geltend machende Beschwerde des Geschäftsführers der C. GmbH. Die

belangte Behörde hat die Akten des Verwaltungsverfahrens vorgelegt und in einer Gegenschrift die kostenpBichtige

Abweisung der Beschwerde beantragt. Die mitbeteiligte Gebietskrankenkasse hat ebenfalls eine Gegenschrift erstattet

und die kostenpflichtige Zurückweisung, in eventu Abweisung der Beschwerde beantragt.

Gemäß Art. 131 Abs. 1 Z 1 B-VG kann gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde nach Erschöpfung des

Instanzenzuges wegen Rechtswidrigkeit Beschwerde erheben, wer durch den Bescheid in seinen Rechten verletzt zu

sein behauptet. Entscheidend für die Beurteilung der Beschwerdelegitimation ist somit, ob der Beschwerdeführer nach

Lage des Falles durch den bekämpften Bescheid - ohne Rücksicht auf dessen Rechtmäßigkeit - in einem subjektiven

Recht überhaupt verletzt sein kann.Gemäß Artikel 131, Absatz eins, ZiDer eins, B-VG kann gegen den Bescheid einer

Verwaltungsbehörde nach Erschöpfung des Instanzenzuges wegen Rechtswidrigkeit Beschwerde erheben, wer durch

den Bescheid in seinen Rechten verletzt zu sein behauptet. Entscheidend für die Beurteilung der

Beschwerdelegitimation ist somit, ob der Beschwerdeführer nach Lage des Falles durch den bekämpften Bescheid

- ohne Rücksicht auf dessen Rechtmäßigkeit - in einem subjektiven Recht überhaupt verletzt sein kann.

Der mit der vorliegenden Beschwerde bekämpfte Bescheid entfaltete nur Rechtswirkungen gegenüber dem bestimmt

bezeichneten Bescheidadressaten, nämlich der C. GmbH. GriD aber der angefochtene Bescheid nicht in die

Rechtssphäre des Beschwerdeführers ein, kann diesem auch keine Beschwerdelegitimation nach Art. 131 Abs. 1 Z 1 B-

VG zukommen.Der mit der vorliegenden Beschwerde bekämpfte Bescheid entfaltete nur Rechtswirkungen gegenüber

dem bestimmt bezeichneten Bescheidadressaten, nämlich der C. GmbH. GriD aber der angefochtene Bescheid nicht in

die Rechtssphäre des Beschwerdeführers ein, kann diesem auch keine Beschwerdelegitimation nach Artikel 131,

Absatz eins, Ziffer eins, B-VG zukommen.

Die vom Beschwerdeführer an den Verwaltungsgerichtshof gerichtete Beschwerde war daher mangels Berechtigung zu

ihrer Erhebung gemäß § 34 Abs. 1 und 3 VwGG zurückzuweisen.Die vom Beschwerdeführer an den

Verwaltungsgerichtshof gerichtete Beschwerde war daher mangels Berechtigung zu ihrer Erhebung gemäß Paragraph

34, Absatz eins und 3 VwGG zurückzuweisen.



Die Kostenentscheidung gründet sich auf die §§ 47 D VwGG, insbesondere § 51 VwGG, in Verbindung mit der VwGH-

Aufwandersatzverordnung 2008.Die Kostenentscheidung gründet sich auf die Paragraphen 47, D VwGG, insbesondere

Paragraph 51, VwGG, in Verbindung mit der VwGH-Aufwandersatzverordnung 2008.

Wien, am 12. September 2012

Schlagworte
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